
Richtlinie für die Förderung von Aus- und Fortbildung im 
Abwasserbereich aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe 
(AbwARL) im Freistaat Thüringen 
 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage und Indikatoren 
 
1.1. Programmziel/Zuwendungszweck 
 
Der Freistaat Thüringen vergibt Zuwendungen zur Finanzierung wasserwirtschaftlicher Maß-
nahmen aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe mit dem gesetzlich festgelegten Ziel der 
Erhaltung und der Verbesserung der Gewässergüte. Programmziel ist insbesondere die Erhö-
hung der Qualität und die dauerhafte Sicherstellung der ordnungsgemäßen Funktion von 
Abwasseranlagen durch laufende Aus- und Fortbildung von qualifiziertem Fachpersonal. Das 
für die Wasserwirtschaft zuständige Ministerium entscheidet aufgrund pflichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen des verfügbaren Aufkommens, welche Maßnahmen hieraus gefördert 
werden. Es besteht kein Rechtsanspruch auf eine Förderung. 
 
 
1.2. Rechtsgrundlagen 
 
Rechtsgrundlage für die Gewährung von Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind das jeweils 
geltende Landeshaushaltsgesetz, die Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO), ins-
besondere die §§ 23, 44 der ThürLHO und die hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften, das 
Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG), das Abwasserabgabengesetz 
(AbwAG) sowie das Thüringer Abwasserabgabengesetz (ThürAbwAG) in den jeweils gelten-
den Fassungen. 
 
 
1.3. Indikatoren 
 
Nach § 23 ThürLHO wird regelmäßig eine Zielerreichungskontrolle durchgeführt. 
 
 
1.3.1. Indikator für die Ausbildung (nach Nr. 2.1) 
 
- Ziel sind insgesamt 20 Anmeldungen für die Ausbildungsmaßnahmen pro Jahr 
- Anzahl der jeweiligen geförderten Ausbildungsberufe 
- nach 3 bzw. 3,5 Ausbildungsjahren Feststellung des Anstellungsverhältnisses (befris-

tet/unbefristet) 
- Ergebnis der Ausbildungsmaßnahme (Abschlusszeugnis/kein Abschluss) 
 
 
1.3.2. Indikator für die Fortbildung (nach Nr. 2.2) 
 
- Ziel sind insgesamt 5 Anmeldungen für Fortbildungsmaßnahmen pro Jahr 
- Anzahl und Klassifizierung der jeweiligen geförderten Fortbildungsmaßnahmen 
- Ergebnis der Fortbildungsmaßnahme (Abschlusszeugnis oder vergleichbares Zertifi-

kat/kein Abschluss) 
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2. Gegenstand der Förderung 
 
Gegenstand der Förderung nach dieser Richtlinie ist die Qualifizierung des Betriebspersonals 
von Abwasserbehandlungsanlagen auf Grundlage des in § 12 Abs. 3 Nr. 6 ThürAbwAG 
genannten Schwerpunktes zur Verwendung der Abwasserabgabe. 
 
 
2.1. Ausbildung 
 
Folgende Ausbildungsberufe werden gefördert: 
a. Umwelttechnologin/Umwelttechnologe für Abwasserbewirtschaftung 

(Ausbildungsdauer 3 Jahre), 
b. Umwelttechnologin/Umwelttechnologe für Rohrleitungsnetze und Industrieanlagen 

(Ausbildungsdauer 3 Jahre), 
c. Elektronikerin/Elektroniker für Betriebstechnik (Ausbildungsdauer 3,5 Jahre) und 
d. Anlagenmechaniker/Anlagenmechanikerin (Ausbildungsdauer 3,5 Jahre). 
 
 
2.2. Fortbildung 
 
Gefördert werden Fortbildungen des Betriebspersonals von Abwasserbehandlungsanlagen 
und anderen abwassertechnischen Anlagen zur Erhaltung und Verbesserung der Gewässer-
güte. Die Fortbildungen sollen einen Bezug zu abwasserspezifischen Themen haben 
(beispielsweise Klärschlammverwertung, Phosphorrückgewinnung, Energieeinsparung, 
Mikroplastik im Abwasser usw.) und dem Programmziel entsprechen. Die Fortbildungen 
können auch in sogenannten Modulen erfolgen. 
 
 
3. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger sind Gemeinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände, die 
Träger der Aufgabe der Abwasserbeseitigung in Thüringen sind. 
 
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
Zuwendungen werden nur gewährt, wenn mit der beantragten Maßnahme noch nicht begon-
nen wurde. Zustimmungen zum vorzeitigen Vorhabenbeginn werden nicht erteilt. 
 
Für die Gewährung einer Zuwendung haben die Gemeinden, Gemeindeverbände und 
Zweckverbände im Antrag den Aus- und Fortbildungsbedarf darzulegen. 
 
Für die Ausbildung nach Nr. 2.1 sind die Perspektiven für eine Weiterbeschäftigung des 
Auszubildenden nach seiner Ausbildung im Unternehmen darzulegen. 
 
Für die Fortbildung nach Nr. 2.2 ist der Nachweis des Anstellungsverhältnisses erforderlich. 
Hierbei muss die Probezeit abgeschlossen sein. Zudem ist bei Erreichen einer höheren 
Qualifikation (z. B. Techniker, Meister, Bachelor oder Master) die Perspektive der 
Weiterbeschäftigung im Unternehmen darzulegen. 
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5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
5.1. Zuwendungsart 
 
Projektförderung 
 
 
5.2. Finanzierungsart 
 
- für Vorhaben nach Nr. 2.1 (Ausbildung) Festbetragsfinanzierung 
- für Vorhaben nach Nr. 2.2 (Fortbildung) Anteilsfinanzierung 
 
 
5.3. Form der Zuwendung 
 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss 
 
 
5.4. Bemessungsgrundlage 
 
5.4.1. zuwendungsfähige Ausgaben 
 
Zuwendungsfähig sind Lehrgangs- und Prüfungsgebühren, Seminar- und Modulkosten, 
Aufwendungen für Praktika sowie Ausgaben für Lehrmittel, jedoch nicht die Vergütung und die 
Ausgaben für Unterbringung, Verpflegung und Transport der aus- und fortzubildenden 
Personen. 
 
 
5.4.2. Höhe der Zuwendungen 
 
Die Fördersätze für Maßnahmen betragen: 
 
- nach Nr. 2.1 Ausbildung 
 pro Ausbildungsjahr (1 bis 3) 6.700,- EUR 
 für das letzte halbe Ausbildungsjahr (bei 3,5 Jahren Ausbildung) 3.350,- EUR 
 
- nach Nr. 2.2 Fortbildung 50 v. H. 

Gefördert werden Vorhaben mit zuwendungsfähigen Ausgaben ab 2.500,- EUR pro 
Person. 

 
 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
Sollte der Zuwendungsempfänger nicht selbst Träger des Vorhabens sein, so kann im Zuwen-
dungsbescheid bestimmt werden, dass dieser die Zuwendung an Dritte weitergeben darf, 
wenn er sich verpflichtet, die sich aus dieser Richtlinie und dem Zuwendungsbescheid erge-
benden Verpflichtungen auch dem Dritten aufzuerlegen. Die beabsichtigte Weitergabe ist im 
Antrag anzugeben und zu begründen. Mit dem Letztempfänger ist vertraglich zu regeln, dass 
der Letztempfänger mit der Weitergabe der Mittel in die Rechte und Pflichten des Zuwen-
dungsempfängers eintritt. 
 
Alle Angaben der Richtlinie beziehen sich auf Bruttobeträge (inklusive Mehrwertsteuer). Im 
Fall des Vorliegens einer Vorsteuerabzugsberechtigung des Zuwendungsempfängers erfolgt 
eine Anpassung auf Nettowerte (exklusive Mehrwertsteuer). 
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7. Verfahren 
 
7.1. Antragsverfahren 
 
Anträge sind bei der Thüringer Aufbaubank (TAB) spätestens zwei Wochen vor Beginn der 
Maßnahme elektronisch über das Onlineportal der TAB einzureichen. 
 
Mit dem Antrag sind folgende Unterlagen verbindlich vorzulegen: 
- Erläuterung des Vorhabens 
- geplante Ausbildungskosten des 1. bis 3. Ausbildungsjahres 
- geplante Fortbildungskosten 
- Erklärungen zum Beginn und Ende des Vorhabens 
- Erklärung zu subventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB 
 
 
7.2. Bewilligungsverfahren 
 
Bewilligende Stelle ist die TAB. Die bewilligende Stelle entscheidet über die Förderung. Sie 
bewilligt gegenüber den Antragstellern die Zuwendung. 
 
 
7.3. Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 
 
Mit Abschluss eines Ausbildungsjahres (Ausbildung) bzw. des Abschlusses eines 
Fortbildungsmodules/Zwischenprüfung/Abschluss einer Qualifikationsmaßnahme ist eine 
Mittelanforderung gegenüber der TAB über das Onlineportal zu stellen. 
 
 
7.3.1. Anforderungs- und Auszahlungsverfahren nach Nr. 2.1 (Ausbildung) 
 
Bei Vorhaben nach Nr. 2.1 (Ausbildung) hat die Mittelanforderung nach Abschluss des 
jeweiligen Ausbildungsjahres, spätestens jedoch bis zum 31. Oktober des betreffenden 
Kalenderjahres, zu erfolgen. 
 
Folgende Unterlagen sind der Mittelanforderung beizufügen: 
 
1. Ausbildungsjahr: 
- Kopie des Ausbildungsvertrages mit dem Vermerk der zuständigen Stelle für die 

Berufsausbildung (i. S. der §§ 71, 73 Berufsbildungsgesetz) über die Registrierung im 
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse (Lehrlingsrolle) 

 
Letztes Ausbildungsjahr: 
- Verwendungsnachweis für den gesamten Zeitraum gemäß ANBest-GK Nr. 6.2.-6.4. 
- Erklärung zur Weiterbeschäftigung/Begründung bei befristeter Weiterbeschäftigung oder 

Nichtweiterbeschäftigung 
- Kopie des Abschlusszeugnisses bzw. eine Fehlmeldung 
 
Insofern im Ausbildungsjahr ein Abbruch der Ausbildung erfolgt, ist der Antragsteller verpflich-
tet, mit seiner Mittelanforderung gleichzeitig einen Gesamtverwendungsnachweis über das 
Onlineportal der TAB einzureichen. 
 
Ein Abbruch einer Ausbildung ist förderunschädlich. 
 
 
7.3.2. Anforderungs- und Auszahlungsverfahren nach Nr. 2.2 (Fortbildung) 
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Bei Vorhaben nach Nr. 2.2 (Fortbildung) muss die Mittelanforderung nach Fortschritt (z. B. 
Abschluss des Fortbildungsmodules/der Zwischenprüfung/des Abschlusses einer 
Qualifikationsmaßnahme), spätestens jedoch bis zum 31. Oktober des betreffenden 
Kalenderjahres erfolgen. 
 
Folgende Unterlagen sind der Mittelanforderung beizufügen: 
 
1. für die erste Mittelanforderung: 

- eine Kopie des Fortbildungsvertrages 
 
2. für die letzte Mittelanforderung: 

- Verwendungsnachweis für den gesamten Zeitraum gemäß ANBest-GK-Nr. 6.2.-6.4. 
- Kopie eines Abschlusszeugnisses/Zertifikats bzw. eine Teilnahmebestätigung 

 
Die Nichterreichung des Qualifizierungsziels ist förderunschädlich. 
 
 
7.4. Verwendungsnachweisverfahren/Controlling 
 
Die TAB, das Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie, Naturschutz und Forsten sowie 
weitere nach den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften berechtigte Stellen sind berechtigt, 
Bücher, Belege und sonstige Unterlagen anzufordern und zu kontrollieren sowie die 
ordnungsgemäße und zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung durch örtliche 
Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen (vgl. § 44 Abs. 1 Satz 3 
ThürLHO). 
 
Die TAB prüft die ordnungsgemäße und zweckentsprechende Verwendung der Mittel. 
 
Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nr. 6.2 bis 6.4 ANBest-Gk zu führen. Der 
Verwendungsnachweis ist mit der letzten Mittelanforderung über das Onlineportal der TAB 
vorzulegen. 
 
Die Einreichung des Verwendungsnachweises ist Bedingung für eine Auszahlung der letzten 
Mittelanforderung. Bei Nichteinhaltung der Termine bleibt eine Rückforderung der Zuwendung 
vorbehalten. 
 
Auf die Einreichung von Zwischenverwendungsnachweisen wird verzichtet. Dies erfolgt vor 
dem Hintergrund, das eine Ausbildung bzw. Fortbildung auf Basis eines Vertrages 
geschlossen wird. Jedes Ausbildungsjahr beginnt grundsätzlich im Herbst eines 
Kalenderjahres und wird im Folgejahr abgeschlossen. Dies trifft üblicherweise auch auf 
Fortbildungsmaßnahmen zu. 
 
Die Prüfungsrechte des Thüringer Rechnungshofes gemäß § 91 ThürLHO bleiben unberührt. 
Die Prüfungsrechte des Thüringer Rechnungshofes beziehen sich ausdrücklich auch auf Letzt-
empfänger im Sinne der Nr. 6 dieser Richtlinie. 
 
Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwendungsgeber einer Zielerreichungskontrolle 
(Controlling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23 ThürLHO unterzogen. 
 
 
7.5. Zu beachtende Vorschriften 
 
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und 
die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungs-
bescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die Regelungen des 
Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes, die §§ 23, 44 ThürLHO und die hierzu erlassenen 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in diesen Förderrichtlinien Abweichungen 
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zugelassen worden sind. Die Zuwendung kann über die allgemeinen Nebenbestimmungen 
hinaus mit Auflagen und Bedingungen verbunden werden, um eine zweckgerechte, 
wirtschaftliche Mittelverwendung sicherzustellen. 
 
 
8. Inkrafttreten, Befristung 
 
Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Unterzeichnung in Kraft und mit Ablauf des 
31. Dezember 2027 außer Kraft. 
 
 
Erfurt, 26.11.2025 
 
 
 
Tilo Kummer 
Minister für Umwelt, Energie, Naturschutz und Forsten 
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